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mmer wieder erschüttern einzelne
Fälle von sexuellem Missbrauch die
Öffentlichkeit, wie jüngst im südba-
dischen Staufen. Ein neun Jahre al-
ter Junge wurde von seiner leibli-

chenMutter und ihrem Partner, einem ver-
urteilten Sexualstraftäter, Männern zur se-
xuellen Ausbeutung angeboten. Die Em-
pörung ist, wiemeist nach solchen Kinder-
schutzskandalen, groß. Wie konnte so et-
was passieren, obwohl ein Kontaktverbot
mit dem Stiefvater gerichtlich ausgespro-
chen wurde? Wie konnte ein Familienge-
richt eine Inobhutnahme, die das Jugend-
amt zum Schutz des Kindes vorgenommen
hatte, rückgängigmachen und dasKind zu-
rück in diese Situation bringen?Wie konn-
te einOberlandesgericht auf die Beschwer-
de der Mutter hin auch noch Therapie-
und Hilfeauflagen des Familiengerichts
aufheben?
Man fordert schnell Konsequenzen,

manche bringen auch neue Gesetze ins
Spiel. Doch auch in diesem Fall wurden
die bestehenden Möglichkeiten nicht ge-
nutzt: nicht die nach der UN-Kinderrechts-
konvention gebotene Anhörung des Kin-
des oder die Einsetzung eines Verfahrens-
beistands.Mehr noch: Sosehr die Skandali-
sierung von Fällen wie Staufen zu einer
notwendigen gesellschaftlichen Debatte
beiträgt, so sehr können einzelne Fälle
den Blick auf die Gesamtdimension von
Gewalt gegen Kinder verstellen. Denn sie
sind nur die Spitze eines gewaltigen Eis-
bergs.
DieWeltgesundheitsorganisation hat im

Jahr 2013 einen Bericht veröffentlicht, der
eine Prävalenz für sexuellen Missbrauch in
der europäischen Region mit 13,4 Prozent
für Frauen und 5,7 Prozent für Männer an-
gibt. Am häufigsten kommen alle Miss-
handlungsformen in der Familie vor. Im
Verlauf einer Repräsentativbefragung in
Deutschland hat meine Forschungsgruppe
im vergangenen Jahr folgende Häufigkei-
ten gefunden: 6,5 Prozent der Befragten
über 14 Jahre berichteten in einem standar-
disierten Fragebogen, dem Childhood
Trauma Questionnaire, von erheblicher
emotionaler Misshandlung, 6,7 Prozent
von körperlicher Misshandlung, 7,6 Pro-
zent von sexuellem Missbrauch, 13,3 Pro-
zent von emotionaler und 22,5 Prozent von
körperlicher Vernachlässigung. Nutzt man
Definitionen, die weiter gefasst sind, liegt
die Häufigkeit des sexuellen Missbrauchs
sogar deutlich bei mehr als zehn Prozent.
Im Vergleich zu einer ähnlichen Befra-

gung aus dem Jahr 2010 ist festzustellen,
dass sich die Häufigkeit von sexuellem
Missbrauch und körperlicher Misshand-
lung nicht verändert habt. Erfreulich ist
ein signifikanter Rückgang der Angaben
über körperliche Vernachlässigungen.
Dennoch, ein Drittel der deutschen Bevöl-
kerung berichtet aktuell von einer oder
mehreren kombinierten Kindheitsbelas-
tungen durch Vernachlässigung, Miss-
handlung oder sexuellen Missbrauch.
Eine Arbeitsgruppe um den US-Ameri-

kaner Vincent J. Felitti hat die Folgen sol-
cher Kindheitsbelastungen (ACE – Adver-
se Childhood Experiences) für das weitere
Leben der Betroffenen untersucht und
kommt bei der Auswertung von Langzeit-
verlaufsdaten aus dem Gesundheitswesen
zu dem Ergebnis, dass das Risiko für zahl-
reiche seelische wie körperliche Erkran-
kungen steigt und sogar ein erhöhtes Mor-
talitätsrisiko vorliegt. Überträgt man sol-
che Erkenntnisse über Folgeverläufe auf
Daten deutscher Krankenkassen, kann
man die gesellschaftlichen Folgekosten ab-
schätzen. In der Deutschen Traumafolge-
kostenstudie kamen wir bei einer modera-
ten Schätzung auf Kosten von elf Milliar-
den Euro im Jahr für Folgen belastender
Kindheitserfahrungen. Dabei können per-
sönliches Leid, verpasste Entwicklungs-
und Bildungschancen nicht in Geld aufge-
wogenwerden. Der Skandal ist ein alltägli-
cher, und die Familie leider für viele Kin-
der kein Schutzraum, sondern Tatort.
Schon zum Entstehungszeitpunkt der

Kinderschutzbewegung in der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts waren es ein-
zelne Fälle wie „Mary Ellen“ in New York,
die nach einer Debatte in den Medien zu
politischen Konsequenzen führten.
Gleichwohl änderten sich Einstellungen,
etwa zu Körperstrafen, in vielen Ländern
erst langsam. InDeutschlandwurde die ge-
waltfreie Erziehung erst zur letzten Jahr-
tausendwende im Bürgerlichen Gesetz-
buch verankert. Auch danach führten Ein-
zelfälle, die mit den Namen der betroffe-
nen Kinder verbunden sind, immer wie-
der zu öffentlichen Debatten über Kinder-
schutz und frühe Hilfen.
Es waren Fälle wie Kevin, der im Jahr

2006 von seinem drogenabhängigen Zieh-
vater zu Tode geprügelt wurde, oder Lea-
Sophie, die ihre Eltern im Jahr 2008 ver-
dursten und verhungern ließen, die in ers-
te Anläufe für ein Bundeskinderschutzge-
setz mündeten. Unsere Untersuchung im
Auftrag des Bundesfamilienministeriums
über das Lernen aus fatal verlaufenden
Kinderschutzfällen, die wir nach dem Fall
Kevin durchführten, zeigte, dass auch die-
ser in seiner Brutalität nicht singulär, son-
dern nur die Spitze eines Eisberges war.
Auch bei der gesellschaftlichen Wahr-

nehmung der (sexuellen) Gewalt in Insti-
tutionen war es die mediale Skandalisie-
rung von Übergriffen in Internaten sowie
der sogenannte Missbrauchsskandal im
Jahr 2010, der zu einer öffentlichenDebat-
te führte und die Politik zu Reaktionen be-
wegte. Pater Klaus Mertes SJ, der damali-
ge Leiter des Berliner Canisius-Kollegs,
hatte die Aussagen von erwachsenen Be-
troffenen ernst genommen und sich der
Auseinandersetzung als institutionell Ver-
antwortlicher gestellt. Ein Runder Tisch
„Sexueller Kindesmissbrauch in Abhängig-
keits- und Machtverhältnissen in privaten
und öffentlichen Einrichtungen und im fa-
miliären Bereich“ wurde einberufen, und
die ehemalige Bundesfamilienministerin
Dr. Christine Bergmann (SPD) erhielt das

Mandat einer Unabhängigen Beauftrag-
ten zurAufarbeitung des sexuellenKindes-
missbrauchs.
Am Runden Tisch wurde abermals die

Verwendung des Begriffes „sexuellerMiss-
brauch“ thematisiert, der schon seit den
1970er und -80er Jahren berechtigterwei-
se kritisiert wird. „Sexueller Missbrauch“
geht auf eine fehlerhafte Übersetzung des
Begriffs „Child Sexual Abuse“ zurück, in
welcher „abuse“ mit Missbrauch übersetzt
wurde, statt richtigerweise mit Misshand-
lung. Mittlerweile hat sich dieser Aus-
druck aber sowohl im allgemeinen Sprach-
gebrauch als auch im (Straf-)Recht eta-
bliert, und es ist auch der Begriff, den die
meisten Betroffenen verwenden, wenn sie
Hilfe suchen. Deshalb wurde entschieden,
diesen Begriff beizubehalten.

Auf die Kampagne der Anlaufstelle der
Unabhängigen Beauftragten „Wer das
Schweigen bricht, bricht dieMacht der Tä-
ter“, meldeten sichmehr als 20 000 Betrof-
fene. Sie machten mit ihren Zeugnissen
deutlich, wie institutionelle und persönli-
che Abhängigkeitsverhältnisse zur sexuel-
len Ausbeutung und zur körperlichen De-
mütigung von Kindern und Jugendlichen
geführt haben. Die Betroffenen forderten
dringend besseren Schutz sowie mehr Hil-
fen und Sensibilität im Umgang mit Op-
fern sexueller Gewalt, vor allem aber eine
bessere Ausbildung von Fachkräften, da-
mit Kindern heute besser geholfen wer-
den kann.
DieQualität und dieWirkungen derHil-

fen zur Erziehung in Bereitschaftspflege,
Vollzeitpflege, Inobhutnahmeeinrichtun-
gen und Heimen werden in Deutschland
bis heute nicht systematisch untersucht.
Dabei wurde schon in dem 13. Kinder-
und Jugendbericht aus dem Jahr 2009 eine
höhere Traumasensibilität der Jugendhilfe
gefordert. Heime und auch Internate sind
Orte mit besonderem Schutzbedarf. Hier
werden Kinder und Jugendliche gemein-
sam betreut, die oft in ihrem kurzen Le-
ben bereits verschiedene potentiell trau-
matische Ereignisse erlebt haben. In einer
Untersuchung von 322 Jugendlichen aus
20 Heimen und 12 Internaten fanden wir
eine Lebenszeitprävalenz für Formen von
sexueller Gewalterfahrung (sexuelle Be-
lästigung, Exhibitionismus, Penetration et
cetera) von 37 Prozent für Jungen und 82
Prozent für Mädchen. Mehr als fünf Pro-
zent aller Jugendlichen wurden zum ers-
ten Mal während der Unterbringung in
der aktuellen Einrichtung, die ihren
Schutz gewährleisten sollte, Opfer eines
Übergriffs mit Penetration. Die Täter wa-
ren überwiegend Gleichaltrige. Betreu-
ungspersonen spielten als Täter eher eine
untergeordnete Rolle.
Was ist also zu tun, um Kinder und Ju-

gendliche in Familien und Institutionen in
der Zukunft besser zu schützen?
Zunächst müssen Gewalt und sexueller

Missbrauch unabhängig von Einzelfällen
in ihrer Dimension verstandenwerden. So-
dann müssen der Schutz von Kindern und
Jugendlichen sowie verbesserte Hilfen als
kontinuierliche Herausforderungen aner-
kannt werden. Kinderschutzmuss als Dau-

eraufgabe unserer Gesellschaft etabliert
werden.
Ausgehend von der realen Dimension

sexueller Gewalt, erscheinen die bisheri-
gen Maßnahmen eher wie ein Tropfen auf
den heißen Stein. Folgen traumatischer
Belastungen in der Kindheit sind verbreite-
ter als manche sogenannte „Volkskrank-
heit“. Die Institutionen, die Hilfe und Un-
terstützung auf verschiedenen Ebenen ge-
ben sollen, sind aber auf dieses hochfre-
quente Auftreten nicht hinreichend vorbe-
reitet. Bis heute gibt es kein flächende-
ckendes Netzwerk zur Abklärung von Ver-
dachtsfällen sowie zur therapeutischen
Versorgung. Ebenso fehlt es trotz eindeuti-
ger Empfehlungen des Runden Tischs Se-
xueller Kindesmissbrauch immer noch an
einer Regelfinanzierung der wichtigen Be-

ratungsangebote. Jedes Jahr müssen Bera-
tungsstellen bei den Kreisen und Kommu-
nen um Verlängerung der Unterstützung
bitten und bei Spenderinnen und Spen-
dern entsprechende Mittel einsammeln,
um fortbestehen zu können.
Es gibt mittlerweile viele gesicherte Er-

kenntnisse über erfolgversprechende Trau-
matherapieansätze.MehrereUntersuchun-
gen haben gezeigt, dass frühe Interventio-
nen in sogenannten Trauma-Ambulanzen
die soziale Teilhabe Betroffener unterstüt-
zen. Jedoch stehen diese Angebote nicht
überall und nicht für alle Gruppen Betrof-
fener in gleichemMaße zur Verfügung. Ge-
rade für Jungen und junge Männer ist der
Zugang zu Beratungs- und Therapieange-
boten jenseits der Großstädte nachwie vor
sehr limitiert. Die längst überfällige Re-
form des sozialen Entschädigungsrechts
mit der flächendeckenden Einführung sol-
cher Trauma-Ambulanzen, getrennt für
Kinder und Jugendliche sowie Erwachse-
ne, steht – wie schon in der vergangenen
Legislaturperiode – abermals auf derAgen-
da der künftigen Regierungsparteien.
Neben Hilfen und Unterstützung ist

auch ein veränderter gesellschaftlicher
Blick auf die Betroffenen wichtig. Viel zu
oft werden diese nur als Opfer bemitlei-
det. Stattdessen müssen auch ihre Stärke
und die Kompetenzen gesehen werden,
mit denen sie versuchen, mit dem Erleb-
ten umzugehen. Notwendig sind nichtMit-
leid, sondern Hilfe und Unterstützung, um
ein möglichst gelingendes Leben führen
zu können und in unserer Gesellschaft da-
zuzugehören.
Zentral ist es, Betroffene immer wieder

bei der Suche nach Lösungsansätzen mit-
einzubeziehen und ihnen Gehör zu schen-
ken. Die Selbsthilfearbeit stellt einewichti-
ge Ergänzung zu professionellen Therapie-
angeboten dar. Manche Betroffene leiden
trotz verschiedener Therapieversuche ihr
Leben lang unter Einschränkungen. Häu-
fig besteht der Wunsch nach Unterstüt-
zung und praktischer Hilfe, wie sie derzeit
wenigstens teilweise aus dem „Fonds Sexu-
eller Missbrauch“ erfolgen kann. Dieser
Fonds darf nicht beendet werden. Der Ko-
alitionsvertrag erweckt die Hoffnung,
dass er fortgeführt wird.
Kinder und Jugendliche, die schlimms-

te Misshandlungen und Ausbeutung er-

lebt haben, brauchen einen sicheren Ort,
an dem sie sich wieder auf Beziehungen
einlassen können. Sicherheit bedeutet
auch, nach Gewalterfahrungen eine Ver-
bleibenschance zu erhalten, die ein sol-
ches Einlassen und die Bearbeitung des
Erlebten in Therapien häufig überhaupt
erst ermöglicht. In der internationalen
Forschungsliteratur wird deshalb gerade
für diese schwer betroffenen Kinder
nach einer primären Schutzphase auch
eine sichere Zukunftsplanung (perma-
nency planning) gefordert. Der Wissen-
schaftliche Beirat für Familienfragen des
Bundesfamilienministeriums hat sich da-
für ausgesprochen, die Verbleibensper-
spektiven von Pflegekindern stärker an
ihren Entwicklungsbedürfnissen auszu-
richten.

Gleichzeitig brauchen Eltern mehr Un-
terstützung, während ihre Kinder in einer
Pflegefamilie oder einem Heim unterge-
bracht sind. Nur dann können sie tatsäch-
lich Entwicklungsfortschritte machen, die
es vielleicht ermöglichen, ihre Kinder wie-
der in den Haushalt zu integrieren oder
diese dabei zu unterstützen, in einem an-
deren Rahmen wirklich Fuß zu fassen.

G
esetzesänderungen allein än-
dern für die Betroffenen we-
nig. So wurden zwar Verjäh-
rungsfristen im Strafrecht für
entsprechende Delikte verlän-

gert, doch Grundprobleme der Beweissi-
cherung wurden nicht hinreichend gelöst.
Im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und
SPD wird immerhin ein flächendeckender
Zugang zur anonymen forensischen Be-
weissicherung gefordert. Derzeit wird die-
se noch völlig heterogen gehandhabt: Teil-
weise wird bei betroffenen Minderjähri-
gen eine Untersuchung ohne Einwilligung
der Eltern verweigert, was stets problema-
tisch ist, wenn die Tatverdächtigen aus der
Familie kommen oder Betroffene auch
aus kulturellen Gründen nicht wünschen,
dass ihre Eltern über eine sexuelle Viktimi-
sierung informiert werden.
Während der Bundestag 2016 beschlos-

sen hat, ab 2017 anonyme Therapien für
Minderjährige, die sich sexuell zu Kindern
hingezogen fühlen, als Kassenleistung an-
zubieten, müssen privatversicherte Ju-
gendliche, welche Befunde nach einer se-
xuellen Gewalttat anonym dokumentie-
ren lassen wollen, damit rechnen, dass
ihre Eltern durch Zusendung der Rech-
nung von dem Arztbesuch erfahren. Zu-
dem werden Asservate nur ein Jahr oder
maximal zwei Jahre aufbewahrt. Das ist
widersinnig, weil nach den gesetzlichen
Bestimmungen die Verjährung dieser De-
likte erst mit der Volljährigkeit beginnt,
um Kindern und Jugendlichen Loyalitäts-
konflikte zu ersparen und es ihnen im Er-
wachsenenalter zu ermöglichen, entspre-
chende Taten noch anzuzeigen.
Angesichts des gestiegenen neuropsy-

chologischen Wissens über Gedächtnis-
leistungen unter traumatisierenden Bedin-
gungen ist es erforderlich, den deutsch-
sprachigen Sonderweg der Analyse von

Aussageinhalten im Rahmen der Glaub-
haftigkeitsbegutachtung empirisch zu eva-
luieren und auf seine Anwendbarkeit bei
schwer traumatisierten Personen zu über-
prüfen. Diese wichtige Schnittstelle zwi-
schen Recht und Verhalten ist seit einer
Schwerpunktförderung der VW-Stiftung
um die Jahrtausendwende nicht mehr sys-
tematisch wissenschaftlich betrachtet wor-
den. Es wäre dringend notwendig, Fragen
der Familienpsychologie und -psychopa-
thologie sowie der Rechtspsychologie und
der forensischen Psychiatrie – wie im Ko-
alitionsvertrag gefordert – empirisch zu
untersuchen.
Die rasante Entwicklung der Internet-

kriminalität, etwa im „Darknet“, hat den
schon immer bestehenden Gefahren eine
neue Qualität gegeben. Vergewaltigungs-

bilder und -videos von Kindern und Ju-
gendlichen können rasant verkauft und
verbreitet werden, delinquente pädophile
Communities knüpfen weltweit Kontakte,
und viele Täter versuchen durch sogenann-
tes „Cyber-Grooming“, also die Anbah-
nung vonKontakten über das Internet, Zu-
gang zu neugierigen Teenagern zu erhal-
ten. Namhafte Forscher im Feld wie bei-
spielsweise der amerikanische Soziologe
David Finkelhor betonen allerdings, dass
durch das Internet nicht nur neue Gefah-
ren entstanden sind, sondern viele Kinder
auch sicherer geworden sind, weil sie sich
mittels ihrer SmartphonesHilfe holen kön-
nen. Außerdem können Beschwerdesyste-
me und Hilfehotlines auf diesen technolo-
gischen Fortschritt aufbauen.
Gernewird imKinderschutz die Vernet-

zung aller Akteure gefordert. Diese setzt
aber die Kenntnis der eigenen Handlungs-
möglichkeiten ebenso voraus wie die
Kenntnis der Rahmenbedingungen des
Handelns der anderen Kooperationspart-
ner. Häufig ist dies nicht gegeben. Seit
Sommer letzten Jahres betreiben wir, ge-
fördert vom BMFSFJ, eine bundesweite,
rund um die Uhr besetzte Medizinische
Kinderschutzhotline. Sie gibt Angehöri-
gen der Heilberufe die Möglichkeit, sich
bei einem Verdacht auf Kindesmisshand-
lung oder sexuellen Missbrauch über das
weitere Vorgehen beraten zu lassen.
Bei einer Analyse der Anrufe wurde

abermals deutlich, dass vielen Berufsge-
heimnisträgern in den Heilberufen nicht
bekannt ist, dass sie Informationen an das
Jugendamt weitergeben dürfen oder dass
sie eine anonymisierte Beratung durch
eine im Kinderschutz erfahrene Fachkraft
in Anspruch nehmen können. Kinder-
schutz kommt in der Ausbildung und in
der Fort- undWeiterbildung vieler Berufs-
gruppen immer noch deutlich zu kurz. Bis-
lang hat nur das baden-württembergische
Ministerium für Wissenschaft, Forschung
undKunst durch die Ausstattung des Kom-
petenzzentrums Kinderschutz in derMedi-
zinmit zwei Professuren dauerhafte Struk-
turen auf Länderebene geschaffen.
Initiativen des Bundesbildungsministe-

riums im Bereich der Bildungs- und der
Gesundheitsforschung haben in den ver-
gangenen Jahren zu einem Anstieg des
Fachwissens geführt und dazu beigetra-

gen, dass sexueller Kindesmissbrauch und
andere frühe Belastungen in Lehre und
Forschung stärker berücksichtigt werden.
Doch vorübergehende Projekte reichen
nicht: Die Bedeutung der Thematik für die
Gesellschaft rechtfertigt die Einrichtung
nationaler Forschungszentren.
Zieht man Bilanz, so kann festgestellt

werden, dass es auf vielen Feldern dank
einzelner Initiativen und Projekte Verbes-
serungen gibt. Viele Einrichtungen der Ju-
gendhilfe und Angebote der Jugendarbeit
haben mittlerweile Schutzkonzepte und
Leitlinien in Bezug auf das Vorgehen im
konkreten Fall. Doch Papier ist geduldig.
Schulen und die großen Institutionen in
der Jugendarbeit wie Sportverbände, Chö-
re und Orchester sowie die Kirchen- und
Religionsgemeinschaften dürfen nicht da-
von ausgehen, dass sie mit der Verabschie-
dung von Standards die Gefahr gebannt
haben.

S
chutz im institutionellen Rah-
men ist eine Daueraufgabe, die
durch Führung und Leitung er-
möglicht und unterstützt werden
muss. Befragungen von Kindern,

Jugendlichen und Betreuungspersonen,
die wir im Rahmen des BMBF-geförder-
ten Forschungsprojektes „Ich bin sicher“
durchgeführt haben, lassen daran zwei-
feln, dass das nötige Wissen über Schutz-
und Beschwerdemöglichkeiten tatsächlich
bei den Adressaten und ihren direkten Be-
treuungspersonen ankommt. Zudem gibt
es in Institutionen noch viel zu viele alltäg-
liche Rituale und ungeschriebene Regeln,
die Kinder und Jugendliche dazu bringen,
die Gruppe über alles zu stellen, den Ruf
des Verbandes oder der Kirche zu schüt-
zen und über selbst- oder miterlebte De-
mütigungen zu schweigen. Systematische
Nachbefragungen betreuter Kinder und Ju-
gendlicher oder sogenannter „Care-Lea-
ver“ sollten deshalb ein wichtiges Instru-
ment in der Qualitätssicherung der ver-
bandlichen oder kirchlichen Jugendarbeit
werden.
Der Unabhängige Beauftragte für Fra-

gen des sexuellen Kindesmissbrauchs, Jo-
hannes-Wilhelm Rörig, hat im Oktober
2017 das Programm „Jetzt Handeln – zur
konsequenten Bekämpfung von sexueller
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche und
deren Folgen“ für die 19. Legislaturperi-
ode veröffentlicht. Er fordert ein Kindes-
missbrauchsbekämpfungsgesetz (KMBG),
um eine belastbare rechtliche Grundlage
auch für einen interdisziplinären und
Handlungsebenen übergreifenden fachli-
chen Austausch zu schaffen.
Fast alle Berufsgruppen haben sich seit

dem sogenannten Missbrauchsskandal
2010 durch Aus-, Fort- und Weiterbildung
qualifiziert. Digitalisierung und e-Lear-
ning spielen für den Wissenstransfer eine
immer größere Rolle. Entsprechende Pro-
gramme müssen als dauerhaft lernende
und sich weiterentwickelnde Plattformen
verstetigt werden.
Fortbildungspflichten wie in den Heil-

berufen oder bei Fachanwälten unterstüt-
zen die Verbreitung entsprechenden Wis-
sens. Allein die Richterschaft, die über
den sensibelsten Bereich entscheidet, näm-
lich über Eingriffe in Grundrechte, wurde
unter Hinweis auf die richterliche Unab-
hängigkeit bislang systematisch von einer
Fortbildungspflicht ausgenommen. We-
nigstens die freiwillige Teilnahme an quali-
tätsgesicherten Fortbildungsprogrammen
sollte unmittelbar durch eine Anrechnung
auf die Pensen gefördert werden. Darüber
hinaus müssen trotz der eher zaghaften
Andeutungen im Koalitionsvertrag Fort-
bildungsverpflichtungen auch für Richter
die Regel werden.
Schuldzuweisungen im Rahmen von

Missbrauchsskandalen sind schnell,
manchmal voreilig geäußert. Populisti-
sche Forderungen nach lebenslangen Stra-
fen und der mediale Pranger, an den rück-
fällige Sexualstraftäter und die über Locke-
rungen entscheidenden Richter oftmals ge-
stellt werden, führen nicht weiter. Für die
Verwirklichung von Lösungen braucht es
systematische Konsensfindungsprozesse
zwischen den Professionen, kontinuierli-
che Aus-, Fort- und Weiterbildungsange-
bote, eine Verbesserung der Möglichkei-
ten der Krankenversorgung, eine Reform
des sozialen Entschädigungsrechts und
endlich eine rechtliche und finanzielle Ab-
sicherung von Beratungsansprüchen Be-
troffener und der Selbsthilfearbeit. Not-
wendig ist auch die Verbesserung der Per-
spektiven fremduntergebrachter Kinder
unter Berücksichtigung der Unterstüt-
zungsbedarfe der leiblichen Eltern. Neue
Herausforderungen durch digitale Ent-
wicklungen müssen ebenso aufgegriffen
werden wie neue Erkenntnisse in den Tat-
sachenwissenschaften in ihrer Bedeutung
für die Rechts- und Hilfepraxis.
Das ist teurer als der populistische Auf-

schrei über den skandalösen Einzelfall.
Angesichts der Dimension von Vernach-
lässigung, Misshandlung und Missbrauch
muss die staatliche Gemeinschaft diese
Daueraufgabe angehen. Wenn in dieser
Legislaturperiode Kinderrechte in die Ver-
fassung eingeführt werden sollen, dann
kann das nicht nur eine beruhigende sym-
bolische Geste sein. Ein Aufwachsen frei
vonGewalt und eine Förderung der kindli-
chen Entwicklung sind zentrale Vorausset-
zungen für die freie Persönlichkeitsentfal-
tung und Teilhabe im Erwachsenenleben.
Deshalb zählt auch die UN gewaltfreies
Aufwachsen zu den nachhaltigen Entwick-
lungszielen der Weltgemeinschaft auf
demWeg zu einem Leben in Würde.
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auf Leinwand © Lucio Fontana by SIAE/VG Bild-
Kunst, Bonn 2018

Sosehr die Skandalisie-
rung von sexueller
Gewalt gegen Kinder
wie jüngst in Staufen zu
einer notwendigen gesell-
schaftlichen Debatte
beiträgt, so sehr können
einzelne Fälle den Blick
auf die Gesamtdimension
des Problems verstellen.
Kevin, Lea-Sophie und
„Staufen“ sind nur die
Spitze eines gewaltigen
Eisbergs.

Von Professor
Dr. Jörg M. Fegert

DieMacht der Täter brechen
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